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2. Kündigungs- und Entlassungsschutz

2.1 Unter welchen Voraussetzungen ist eine Kündigung oder eine
Entlassung während der Schwangerschaft möglich (§ 10
MSchG)?

Grundsätzlich gilt: Für werdende Mütter, Eltern in Karenz und in Elternteilzeit be-

steht ein Kündigungs- und Entlassungsschutz. Das heißt, eine Kündigung kann

vom/von der AG rechtswirksam nur ausgesprochen werden, wenn er/sie vorher

die Zustimmung des Arbeits- und Sozialgerichtes einholt (siehe dazu im Detail auch

die Kapitel „Karenz“, Seite 38 und „Elternteilzeit“, Seite 88).

2.2 Wann beginnt der Kündigungs- und Entlassungsschutz bei
Schwangeren und wann endet er?

Der Kündigungs- und Entlassungsschutz beginnt jedenfalls, sobald die werdende

Mutter die Schwangerschaft ihrem/ihrer AG gemeldet hat. Der Schutz dauert bis

vier Monate nach der Entbindung. Ausgesprochene Kündigungen und Entlassun-

gen während des geschützten Zeitraums – sofern keine gerichtliche Zustimmung

vorliegt – sind rechtsunwirksam. Sie gelten als nicht ausgesprochen und beenden

das Arbeitsverhältnis nicht.

Erleidet die schwangere Arbeitnehmerin eine Fehlgeburt, endet der Kündigungs-

und Entlassungsschutz vier Wochen nach der Fehlgeburt. Bei einer Totgeburt en-

det der Kündigungs- und Entlassungsschutz vier Monate danach.

Kündigt oder entlässt der/die AG die Arbeitnehmerin aufgrund der Fehlgeburt nach

dem geschützten Zeitraum, weil er beispielsweise befürchtet, sie könnte wieder

schwanger werden, dann stellt das eine Diskriminierung nach dem Gleichbehand-

lungsgesetz (§ 3 Abs 1 Z 7 GlBG iVm 12 Abs 7 GlBG) dar.

2.3 Was kann eine Arbeitnehmerin gegen eine diskriminierende
Beendigung tun?

Sie hat folgende Möglichkeiten:

1. Anfechtung: Sie kann die Kündigung oder Entlassung innerhalb von 14 Tagen

ab Zugang der Kündigung oder Entlassung beim Arbeits- und Sozialgericht an-

fechten. Dasselbe gilt für eine diskriminierende Auflösung des Arbeitsverhältnis-

ses in der Probezeit. Gewinnt sie die Klage, dann muss sie der/die AG wieder be-

schäftigen.

2. Schadenersatz: Die Arbeitnehmerin verzichtet auf eine Anfechtung und fordert

stattdessen einen Schadenersatz (Vermögensschaden und immaterieller Scha-

denersatz) nach dem Gleichbehandlungsgesetz. Der Schadenersatz ist inner-

halb von sechs Monaten ab Zugang der Kündigung, Entlassung oder Auflösung

in der Probezeit beim Arbeits- und Sozialgericht einzuklagen.

3. Antrag an die Gleichbehandlungskommission: Die Arbeitnehmerin kann aber

auch einen Antrag an die Gleichbehandlungskommission stellen. Arbeits- und So-

zialgericht und Kommission können auch gleichzeitig eingeschalten werden. Die

Kommission stellt nach einem relativ formfreien Verfahren in Form eines Prü-
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fungsergebnisses fest, ob in diesem Fall eine Diskriminierung stattgefunden hat

oder nicht.

Der Vorteil des Verfahrens vor der Kommission: Das Verfahren ist niederschwellig

und kostenlos. Es bietet auch die Chance, sich vergleichsweise zu einigen. Die Kom-

mission entscheidet in Form eines Prüfungsergebnisses, das als Beweismittel vor

Gericht genutzt werden kann. Außerdem hemmt ein Antrag bei der Kommission

die Fristen für die gerichtliche Geltendmachung. Dazu muss die Arbeitnehmerin

den Antrag bei der Kommission aber innerhalb der gerichtlichen Fristen einbringen.

Der Nachteil des Verfahrens vor der Kommission: Die Kommission kann keinen

Schadenersatz zusprechen. Dafür sind ausschließlich die Gerichte zuständig.

Infos zur Gleichbehandlungskommission und zu Musteranträgen sind auf der Home-

page der Gleichbehandlungsanwaltschaft, des Bundeskanzleramtes und des Bun-

desministeriums für Frauen, Wissenschaft und Forschung zu finden.

Tipp

Im Falle einer diskriminierenden Beendigung des Arbeitsverhältnisses sollten sich

Frauen rasch an die Arbeiterkammer oder die Gewerkschaft wenden. Sie beraten,

bevor das Gericht und/oder die Gleichbehandlungskommission eingeschalten

wird/werden.

2.4 Was kann die Arbeitnehmerin tun, wenn die Schwangerschaft
noch nicht gemeldet ist und eine Kündigung ausgesprochen
wird (§ 10 Abs 2 MSchG)?

In diesem Fall ist es wichtig, dass die schwangere Arbeitnehmerin rasch reagiert. Sie

muss die Schwangerschaft innerhalb von fünf Arbeitstagen nach Ausspruch der

Kündigung unter gleichzeitiger Vorlage einer ärztlichen Bestätigung dem/der

AG melden. Verabsäumt sie diese Frist und/oder die Vorlage der Bestätigung, dann

ist die Kündigung rechtswirksam.

Wusste die schwangere Arbeitnehmerin zum Zeitpunkt der Kündigung noch nichts

von der bestehenden Schwangerschaft, dann muss sie im Falle einer Kündigung die

Schwangerschaft sofort ab Kenntnis davon der Arbeitgeberseite melden. Auch hier

gilt: Gleichzeitig mit der Meldung der Schwangerschaft ist eine ärztliche Bestätigung

über das Bestehen der Schwangerschaft und den voraussichtlichen Geburtstermin

vorzulegen. Dann ist die bereits ausgesprochene Kündigung rechtsunwirksam.

Tipp

Musterschreiben für die nachträgliche Meldung der Schwangerschaft stehen auf der

Homepage der Arbeiterkammer unter Service/Musterbriefe zur Verfügung.
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2.5 In welchen Fällen stimmt das Arbeits- und Sozialgericht der
Kündigung einer schwangeren Arbeitnehmerin zu (§ 10 Abs 3
MSchG)?

Während des geschützten Zeitraumes ist eine Kündigung nur mit Zustimmung des

Arbeits- und Sozialgerichts möglich. Diese Zustimmung muss die Arbeitgeberseite

vor dem Ausspruch der Kündigung einholen.

HINWEIS

Gibt es einen Betriebsrat im Unternehmen? In diesem Fall muss der/die AG gleich-

zeitig mit der Einbringung der Klage den Betriebsrat darüber verständigen.

Das Gericht stimmt der Kündigung einer werdenden Mutter nur dann zu, wenn

• der/die AG das Arbeitsverhältnis wegen einer Einschränkung oder Stilllegung des

Betriebes oder der Stilllegung einzelner Betriebsabteilungen nicht ohne Schaden

für den Betrieb weiter aufrechterhalten kann oder

• sich die Arbeitnehmerin in der Tagsatzung zur mündlichen Streitverhandlung

(das ist der erste Verhandlungstermin bei Gericht) nach einer Rechtsbelehrung

über den Kündigungsschutz durch den/die Richter/in mit der Kündigung einver-

standen erklärt.

Achtung

Der/Die AG braucht keine Zustimmung des Gerichtes einzuholen, wenn der Betrieb,

in dem die Schwangere beschäftigt ist, bereits stillgelegt ist.

2.6 Kann der Arbeitgeber oder die Arbeitgeberin eine Entlassung
während des geschützten Zeitraumes aussprechen (§ 12
MSchG)?

Das ist nur bei schwerwiegenden Verfehlungen der Arbeitnehmerin möglich. Auch

hier muss der/die AG vor Ausspruch der Entlassung in der Regel die Zustimmung zur

Entlassung beim Arbeits- und Sozialgericht einholen. Holt der/die AG keine Zustim-

mung ein, dann ist die Entlassung rechtsunwirksam.

Das Gericht stimmt der Entlassung zu, wenn ein Entlassungsgrund nach dem Mut-

terschutzgesetz vorliegt. Die Entlassungsgründe sind abschließend im Gesetz gere-

gelt. Dazu zählen etwa gröbliche Pflichtverletzung, Untreue im Dienst oder Verrat

von Geschäfts und Betriebsgeheimnissen.

Liegen besonders schwerwiegende Entlassungsgründe vor, kann die Arbeitgeber-

seite auch erst nach Ausspruch der Entlassung auf Zustimmung bei Gericht klagen.

Besonders schwerwiegende Entlassungsgründe sind Tätlichkeiten, erhebliche Ehr-

verletzungen gegen den/die AG sowie gerichtlich strafbare Handlungen.
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2.7 Welche Möglichkeiten hat die werdende Mutter, wenn die
Kündigung bzw. Entlassung ohne Zustimmung des Gerichtes
ausgesprochen wird?

Spricht der/die AG die Kündigung oder Entlassung ohne vorherige Zustimmung des

Gerichtes aus, dann ist sie rechtsunwirksam. Die Arbeitnehmerin hat dann zwei

Möglichkeiten:

1. Sie kann auf das Fortbestehen des Arbeitsverhältnisses klagen oder

2. sie verzichtet auf das Fortbestehen des Arbeitsverhältnisses und macht stattdes-

sen eine Kündigungsentschädigung geltend.

2.7.1 Wie berechnet sich die Kündigungsentschädigung bei einer
rechtsunwirksamen Kündigung?

Sie ist bis zum Ende des besonderen Kündigungs- und Entlassungsschutzes plus der

einzuhaltenden Kündigungsfrist zu berechnen.

Wichtig

Im Falle einer rechtsunwirksamen Kündigung sollte die Arbeitnehmerin den/die AG

auf die Rechtsunwirksamkeit der Kündigung hinweisen, wenn sie sich für das Fort-

bestehen des Arbeitsverhältnisses entscheidet. Zudem sollte sie sich über die Kündi-

gungsfrist hinaus arbeitsbereit erklären. Mütter sollten sich in diesem Fall im Vorfeld

bei der Arbeiterkammer oder der Fachgewerkschaft beraten lassen.

2.8 Welchen Schutz haben Schwangere, die sich in einem be-
fristeten Arbeitsverhältnis befinden (§ 10a MSchG)?

Die Bekanntgabe einer Schwangerschaft hemmt grundsätzlich den Ablauf eines be-

fristeten Arbeitsverhältnisses bis zum Beginn des individuellen bzw. absoluten Be-

schäftigungsverbotes. Das Arbeitsverhältnis bleibt damit jedenfalls bis zum Beginn

des Mutterschutzes aufrecht.

Es gibt aber Ausnahmen: Ist die Befristung gesetzlich vorgesehen oder erfolgt sie

aus sachlichen Gründen, dann endet – trotz Schwangerschaft – das Arbeitsverhält-

nis mit Ablauf der vereinbarten Befristung.

Was sind sachliche Gründe?

• Wenn die Befristung im Interesse der Arbeitnehmerin ist.

• Wenn das Arbeitsverhältnis für die Dauer einer Vertretung, zu Ausbildungszwe-

cken oder für eine Saison abgeschlossen wurde.

• Wenn die Befristung zur Erprobung abgeschlossen wurde. (Wenn in Anbetracht

der vorgesehenen Verwendung eine längere Erprobung als die Probezeit notwen-

dig ist.)

Beispiel

Der befristete Arbeitsvertrag von Frau B. endet Ende September. Sie meldet ihre

Schwangerschaft während der Befristung. Das Beschäftigungsverbot beginnt An-

fang Dezember. Ihr Arbeitsvertrag wird daraufhin bis zum Beginn des Beschäfti-

gungsverbotes, also bis Anfang Dezember, verlängert.
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